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Beklagte und Revisionsbeklagtc.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27. September 1973 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. B r o c k e , die

Richter Dr. w i t t e und Dr. H e u B n_e r

und die ehrenamtlichen Richter V '

Dr" S c h w a r 2 b a u e r und L’e n 2
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein-We5tfalen
vom

3° Februar 1972 und das Urteil des Sozialgerichts

Dortmund vom 6. Juli 1970 aufgehoben.

Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres Bescheides

vom 5. August 1969 in der Gestalt des Widerspruchs*

bescheides vom 11. November 1969 verpflichtet, den

Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des

Gerichts neu zu bescheiden°
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Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des

Rechtsstreits zu erstattenc'

3-
4

Die Beteiligten streiten darüber5 ob dem Kläger ein

Abfindungsgeld nach den Richtlinien des Bundesministers

für Wirtschaft (BMW)über die Gewährungeines Abfindungs—
geldes in besonderen Härtefällen an bestimmte Arbeit—

nehmer des Steinkohlenbergbaus ip Ruhrrevier — Härte—?L -

vom 9„ April 1969 (Bundesanzeiger Nr° 75 vom 22„ April
1969) zu Recht versagt werden 13%.

Der im Jahre 1904 geborene Kläger war als Elektrosteiger

bei dem Verbundbergwerk Lothringkn—Graf Schwerin der

Bergbau AG Lothringen in Bechum beschäftigt„ Mit der

Begründung, daß das genannte
Verßundbergwerk stillgelegt

werden müsse? kündigte die Arbeitgeberin des Arbeits—

verhältnis zum 31„ Dezember 1966h Nachdem der Kläger ein

ihm für die anschließende Zeit bis zum 31° Januar 1967

angebotenes neues Arbeitsverhältnis angenommen hatte?

schied er am 31. Januar l967 endhültig
aus den Diensten

der Bergbau AG Lothringen aus° EFne Beschäftigung nahm

er danach nicht wieder auf°

Seinen Antrag vom 30° Juni l969‘auf Gewährung von

Abfindungsgeld nach den Härte-RL lehnte das Arbeitsamt

Bochum mit Bescheid vom 5° August 1969 ab° Sein hier-

gegen eingelegter Widerspruch wurde durch Bescheid vom

110 November 1969 mit der Begrü@dung zurückgewiesen7

er gehöre nicht zu dem nach den Härte—RL begünstigten
Personenkreisu Wegen der Stille‘ungsmaßnahme Lot'ringen

könne nach dem als Bestandteil dieser Richtlinien
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geltenden Katalog nur für vorzeitige Verlegungen zu den

Schachtanlagen Erin und Herbede in der Zeit vom 30° November

1966bis zum30. März 1967in 163 Fällen Abfindungsgeldge-
währt werden, nicht dagegen an andere Entlassene°

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

Dortmund durch Urteil vom 6° Juli 1970 abgewiesen. Das
Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat durch

4
Urteil vom 3° Februar 1972 die - vom SG zugelassene

— Be—

rufung des Klägers zurückgewiesen° Es hat in den Entschei«

dungsgründen ausgeführt: Dem Kläger stehe nach den Härte-RL
kein Abfindüngsgeld zu„ Bei den Härte-RL handle es sich um
Verwaltungsvorschriften, denen Rechtesatzcharakter schon im

Hinblick auf Art° 80 des Grundgesetzes (GG) nicht zukomme.

Gleichwohl seien die Härte—RL als Verwaltungsanordnung zu-

lässig und bei der Vergabe der hier begehrten Leistung zu

berücksichtigen. Gegen die Verwendung solcher keinen Rechts—

anspruch gewährenden Verwaltungsvorschriften bestünden aus

dem Gesichtspunkt des Gesetzesvorbehaltes (Art° 20 Abs° 2 GG)

keine Bedenken° Die etatmäßige Bereitstellung von Mitteln und

die ihr zugrunde liegende parlamentarische Willensäußerung

seien nämlich regelmäßig eine hinreichende Legitimation für

eine die Verwendung solcher Mittel regelnde Verwaltungs—

vorschrift und ein entsprechendes Handeln der zugtändigen

Verwaltung, wenn — wie hier — die in den Verwaltungsvorschrif—

ten getroffene Regelung ausschließlich bégünstigender Art

sei° Im vorliegenden Fall bestünden auch keinerlei Anhalts-

punkte, daß die Härte—RL willkürlich gestaltet seien und
deshalb Art° 3 Abs„ 1 GG verletzten° Das Fehlen einer rechts—

satzmäßigen Anspruchsgrundlage in den Fällen der vorliegen- ’

den Art Stehe auch der Rechtmäßigkeit der Härte-RL unter dem

Gesichtspunkt der Rechtsschutzgewährung nicht entgegenc Es

sei dem Gesetzgeber nicht verwehrt, jedenfalls in solchen

Fällen, in denen eine bestimmte Rechtsmaterie bereits ab-

schließend geregelt sei, durch Ermöglichung verwaltungs—

interner Regelungen den Ermessensrahmen der Verwaltung zu
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er\.reitern und damit eine gewünschte Biest zität des Ver—

tung shandelns oder die Berücksichtigung sonst ausge-

hlossener Billigkeitserwägungen zu erreichen° Ein

solcher Fall liege hier vor„ Aus

Len
Gesämtumständen

sei eindeutig erkennbar, daß die Bestimmungen des Ge—

setzes zur Anpassung und Gesundung des deutschen Stein—

koohlenbergbaue cs und der deutschen Steinko ohlenbergbau—

gebiete — Kohleanpassungsgesetz — (Kohleaan) vom

15„ Mai 1968 (BGBl I 365) und
insLesondere die in ihm

getroffene Stichtagsregelung grundsätzlich weiterhin in

Kraft bleiben sollen° In den Härte—RL sei lediglich be—

stimmt worden, mit dem Stichtag zusammenhängende und bei

der Mittelbewilligung bereits im wesentlichen der Zahl

und Art nach bekannte Härtef"lle
in

die Abi indungsregel.ung

einzubezieheno Es sei daher hinzunehmen, daß die Verwal—

tung keiner normativen Bindung mil unmittelbarer Außen—

v;irkung unL erli ege und ihre

Entsc£eidung

nur an dem

allgemeinen Gebot der Gleichbehandlung aller Betroffenen

(Art° 3 GG) gemessen werden könneL Eine solche Prüfung

werde auch nicht dadurch
ausgeschLossen,

daß nach @ 1

Abs° 3 MärL «RL der BMW über die generelle Regelung

hinaus auch die Entscheidung zu treffen habe? welche

ntlassungen aus zwingenden betrieblichen Gründen er—
folgt seien° Diese Entscheidung gehe in den Inhalt des

von der Beklagten erlassenen Bescheides ein, dessen In—

halt fur den Bet1 offenen letztlich allein entscheidend

sei, so daß im Hinblick auf Art“ t9 Abs° & GG — ohne

Rücksicht auf die Weisungsgebunde heit der Beklagten

nach 5 1 Abs, 3 Härte—RL _ die gerichtliche Nachprüfung

allein auf den Bescheidinhalt abshetellen sei° Die Klage

lzönne deshalb nur Er’1olg haben7 wenn die den Kläger be-

treffende Entscheidung des BMW vom 12° Juni 1970‚ die

Inhalt des Bescheides der Beklagt en geworden sei *die

im Rahmen der Härte-RL aufgestellten oder im Wege des

(Lbisherigen Verwa tungshandelns gefbten Gr ndsät miß-

achtet habe° Das sei jedoch nicht‘der Fall° Aus 5 l
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Abs„ 2 Härte—RL sei zu erkennen9 daß die Stillegung als

solche allein nicht schon als "zwingender betrieblicher

Grund" angesehen werden könne, Weil die Voraus5etzung "auf—

grund von zwingenden betrieblichen Gründen" neben die "aus

Anlaß einer Stillegungsmaßnahme" gestellt sei und überflüssig

wäre, wenn die wegen der Stillegung erfolgte Entlassung

allein als ausreichend habe gelten solleno Zwingende betrieb—

liche Gründe könnten deshalb nur sblche sein‚ die zwar im

Verlauf der Stillegungsmaßnahme, aber unabhängig
von ihr aufe

getreten seien° Sie müßten nach der Gesämtkonäeption der

Härte—RL und nach der zwischenzeitlich in ständiger Übung ge—

handhabten Anwendun95praxis des BMW dazu geführt haben, daß

bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern‚ die nach der an sich zum

31° März 1967 oder später geplanten Entlassung insgesamt bei
anderen Schachtanlagen eingestellt werden sollten‚ hinsicht—

lich des Entlassungstérmins aufgeteilt wurden, so daß ein

kleinerereleil%vorgezogenuwurdcnundiälleinideswegen:dio StiCh»

tagsvoraussetzungen des Kohleaan nicht mehr habe erfüllen
können„ Diese Von der VerWaltung getroffene Einschränkung

sei‚ auch wenn sie dem Wortlaut der Härte—RL nicht unmittel—

bar zu entnehmen sei, nicht ermessensfehlerhafte Es sei näm—
lich zu berücksichtigen‚ daß gerade diese Fallgruppe den An-

laß gegeben habe, im Bundeshaushalt 1969 beschränkte Mittel

zum Härteausgleich zur Verfügung zu stellen. Bereits die De—
schränkung der im Haushalt zur Verfügung gestellten Mittel

hätte notwendigerweise zu einer strengen Begrenzung gezwun—

gen° Es habe dabei nahegelegen und auch dem vermutlichen
Willen des Gesetzgebers entsprochen7 diejenige Fallgruppeo
die Anlaß zu der Mittelvergabe gewesen sei? als Maßstab für
die nähere Umgrenzung des Personenkreises zu nehmen° Die

Stillegung derScha'chtanlage9 auf der der
Kläger beschäftigt

gewesen sei9 habe zu seiner Entlassung und zugleich zu sei-

nem Ausscheiden aus dem Bergbau geführt° Der Fall des Klägers

sei den bislang begünstigten Fällen nicht gleichwertig und

auch nicht weitestgehend ähnlich° Die Stillegung der Schacht-
anlage des Klägers sei im Jahre 1966 erfolgt, und seine Kün—
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digung zum 31° Dezember 1966 habe damit den allgemeinen

Betriebsgegebenheiten entsprochev und nicht auf besonderen,

wegen ihrer Eigenart als erhebliCh benachteiligend zu be—

urteilenden Gründen}beruht° Der $läger gehöre auch nicht

zu der Gruppe der verlegten Arbeitnehmer„ Er sei vielmehr

denjenigen Arbeitnehmern zuzurechnen9 die wegen des Ent—

lassungszeitpunktes nicht in den Genuß des gesetzlichen

Abfindungsgeldes nach dem KohleahpG gelangt sind, weil

sie die Voraussetzungen der tichtagsregelung, die mit

den Härte—RL nicht habe angétastet werden sollen, nicht
erfüllt hätten°

Gegen das Urteil des LSG hat der Kläger — die zugelassene „
Revision eingelegt° Er rügt eine‘Verletzung des Grundsatzes

der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung? des Gleichbehandlung —
gebotes (Art° 3 GG) und der Sachaufklärungspflicht (% 10

des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)nund führt dazu ins e
sondere aus: Nach dem Kohleaanlstehe dem von der Still—

legung betroffenen Arbeitnehmer ein Rechtsanspruch auf

Gewährung des Abfindüngsgeldes unter den im Gesetz näher

aufgeführten Voraussetzungen zu„ ohne daß der Verwaltung

ein Ermessensspielraum eingeräumt sei° Mit den Härte—RL

habe über das Gesetz hinaus eine Regelung zur Beseitigung

von Härtefällen eingeführt werden sollen; die im Zusammen-

hang mit den
tillegungsmaßnahmén

stünden9 in denen aber

der Betroffene nicht zum Stichtag oder später entlassen
werden sei„ Insoweit habe sich die Verwaltung erst in

den Härte—RL selbst eine Ermessensmöglic keit dadurch ge-

währt9 daß sie einen Rechtsanspruch ausgeschlossen habeo

Nach der ausdrücklichen Ermächtigung im Haushaltsplan

sollten die Mittel dazu dienen, besondere Härten zu
mildern, die bei der Entlassung des betroffenen Arbeit+

nehmers entstünden, wenn der in\% 30 Abs° 1 Kohleaan
. .

i
. . , . -

genannte Stichtag "aus zw1ngenden betrieblichen Grunden"
nicht habe eingehalten werden können° Diesem Auftrag sei

die Verwaltung nicht gerecht geworden7 weil sie nur die
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Gruppe der verlegten Arbeitnehmer, die vor dem.Stichtag ent—

lassen werden sei, in die Regelung der Härte—RL einbezogen

habe° Da dieser Gruppe ein Abfindungsgeld gewährt werde,

müssedies in weit höheremMaßefür Arbeitnehmergelten, die,
ihren Arbeitsplatz eingebüßt hätten° Eine andere Rechtsanüen-

dung verstoße gegen Art. 3 GG° Ein Härtefall im Sinne des

5 1 Abs° 2 Härte—RL liege vor, wenn der Arbeitnehmer aus An—
laß einer Stillegungsmaßnahme

aus zwingenden betrieblichen

Gründen u°ao in der Zeit vom 30. Oktober 1966 bis zum .

30° März 1967 vom Arbeitgeber entlassen worden sei° Ange—

sichts der Tatsache, daß der Kläger zunächst zum 315 Dezem-

ber 1966 entlassen, dann aber bis zum 31. Januar 1967 weiter—

beschäftigt werden sei, hätte das LSG der Frage nachgehen

müssen, welche Gründe die Arbeitgeberin des Klägers zu dessen

vorzeitiger Kündigung bewogen hätten. Insoweit werde unvoll-

ständige Sachaufklärung‘gerügt° Hätte das LSG den Sachverhalt

vollständig ermittelt,
so würde geklärt worden sein, daß ue—

gen der Einschränkung der technischen Betriebe—auf den

Schachtanlagen auch der Elektrobetrieb, in dem der Kläger

tätig war, verkleinert worden sei° Aus diesem Grunde sei die

an sich erst für den 30° April 1967 (Stillegung der Anlage

Lothringen) vorgesehene Kündigung des Dienstverhältnisses

vorgezogen worden, Der Kläger würde sonst die Stichtags—

voraussetzung erfüllt haben, Die Verkleinerung des

elektrischen Betriebes sei zweifellos ein "zwingender bei

trieblicher Grund" im Sinne des 5 1 Abs; 2 der HärtefRL für

die vorzeitige Entlassung des Klägers gewesen-‚Wegen der

Revisionsbegründung im einzelnen und im übrigen wird auf den

Inhalt des Schriftsatzes vom 31° Mai 1972 Bezug genommen°

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der vorinstanzlichen Urteile die

Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom

5, August 1969 in der Fassung des Widerspruchs-

„bescheides vom 11° November 1969 zu verpflich—

ten, den Kläger unter Beachtung der Rechts—
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auffassung des Gerichts erneut zu bescheiden,

hilfsweisev

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entw

scheidung an das LSG zurückzuéverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig°

Die Beteiligten haben sich mit einer.ßntscheidung ohne
mündliche Verhandlung durch Urteil (@ 124 Abs° 2 SGG)
einverstanden erklärt°

II

Die Revision des Klägers ist begründet“

Der angefochtene Bescheid ist rechtswidrig (% 54 Abs„ 2
SSG)° Die Beklagte durfte dem Kläger nicht aufgrund der

Härte—RL schon deshalb das Abfindungsgeld
versagen‚ weil

er nicht zu denjenigen entlassendn Arbeitnehmern gehört,

die nach ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis auf
eine andere Schachtanlage verleg■ worden sind°

Dem LSG ist zunächst darin zuzustimmen, daß es sich bei

den Härte-RL um
Verwaltungsvorscäriften

handelt° Eine

Rechtsverordnung stellen die Härte—RL schon deshalb nicht

dar9 weil die nach Art„ 80 Absc 1 Satz 2 GG notwendige9 in

einem Gesetz niedergelegte bestimmte Ermächtigung fehlto

Dazu reichen die Erläuterungen zdm Bundeshaushaltsplan 1969

_ Haushaltseinzelplan des BMW(Ka‘p° 0902 Tito 68101) - und
zum Haushaltsplan 1970 nicht aus" Darin ist allerdings be—

stimmt, daß in besonderen Härtefällen über das Kohleaan

hinaUS Abfindungsgeld nach Maßgabe von Richtlinien des BMW

g=w hrt werden kann° Zwar ist den Bundeshaushaltsplan eina

Bestandteil des ihn feststellendén Haushaltsgesetzes und
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damit Ge5etz im formellen Sinne (BVerfG 207 56, 92); jedoch
kann eine mit der eigentlichen Funktiön des Haushalts—Gesamt—

planes und seiner Einzelpläne in keinem Zusammenhang stehende

Aussage nicht als förmliche Ermächtigungsgrundlage im Sinne

des Art° 80 Abs„ 1 GG angesehen werden. Mit Recht hat das

Berufungsgericht ferner ausgeführt? daß es auch schon an der

nach Art„ 82 Abs° 1 GG erforderlichen Veröffentlichung der

als Ermächtigungsgrundlage in Betracht kommenden Erläuterun—

gen fehlt° Dem Erfordernis des Art. 82 Abs° 1 GG kann aller—

dings ausnahmsweise dadurch entsprochen werden, daß nur das

den Haushaltsplan feststellende Gesetz und der Haushalts—'

Gesamtplan, nicht aber auch die Einzelpläne verkündet werden

(vgl„ Gesetz zur Feststellung des Bundeshaushaltsplanes■l969‚

BGBl I 793; 19709 8681 I 877)° Diese Ausnahme ist aber nur,
zugelassen werden? weil die im Gesamtplan für die Einzelpläne

und ihre Kapitel veröfféntlichten Summen die Endsummen sind,

die sich aus der Addition der Ansätze für die einzelnen Titel

der Kapitel ergeben. Die Ermächtigung zur Ausgabe dieser Sum—

menist nur im Hinblick'auf die für die Titel ausgeworfenen
Beträge und deren Zweckbestimmung verständlich. Die Titel des
Haushaltsplans enthalten die we$entliché Entscheidung über
die Zulässigkeit bestimmter Ausgaben; die veröffentlichten

Endsummen der Kapitel sind als Verweisungen auf die für die

Titel ausgeworfénen Beträge zu verstehen (BVerfG 20, 92)°

Nach Inhalt und Wesen des Haushalts—Gésamtplans beschränkt

sich aber die ihm innewohnende Verweisungsfunkti°n auf den

typischen Inhalt der Binzelpläne, d..h° auf die zur
Ergänzung

und Ausführung des Gesamtplans erforderlichen Angaben, die

Titelansätze und ihre Zweckbestimmung. Etwaige in den nicht

veröffentlichten Einzelplänen oder ihren Erläuterungen ent—

haltenen Aussagen, die über die Bedeutung der Einzelplänei '

(Aufschlüsselung und Zweckbestimmung der Endsummen des Ge-

samtplans) oder über die dem Haushaltsplan an sich zukommende

Wirkung (die nicht verpflichtende Ermächtigung zur zweck—

entsprechenden Ausgabe der bewilligten Mittel) hinausgehcn,

nehmen nicht an
der Gesetzeskraft des verkündeten Gesamt—
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plans teil„ Eine solche mit der e

Einzelpläne in keinem Zusammenhan

aber die hier zu beurteilende Erm

Richtlinien durch den BMW daro Da

falls dasErfordernis der Veröffé
Abs° 1 GG nicht gewahrt°

Da die Härte—RL weder Auftragsbes

(vgl° BSG 297 41) noch einer ordn
und verkündeten Rechtsverordnung

nehmen sie auch nicht kraft Verwe
qualität eines solchen Gesetzes,

Kohleaan, oder einer dazu erlass

teil (vgle hierzu insbesondere BS

etatmäßige Bereitstellung der für

notwendigen Mittel in den Bundesh

und 1970 und den entsprechenden E

als eine hinreichende Legitimatio

mäßige Handeln des BMW und der Be

Erlaß der Verwaltungsvorschriften

schließend geübte, die gesetzlich

Verwaltungspraxis anzusehen„ Das

haltsgesetz stellt nämlich nicht

J
C&)plan aus eworfenen Mittel fest‚

auch und enthält somit eine Ermäc

Regierung, diese Mittel für die i

festgestellten Zwecke zu verwende

90; BVerwG 69 282, 287; 182 352,

DVB1 1963‚ 859)° Damit ist für di

waltungsvorschriften eine im Sinn

ausreichende Grundlage gegeben° @

ist nur bei Auferlegung von
Belaä

notwendig; für die Gewährung von'

die Verwaltung besteht der Gesetä

nur dann‚ wenn die Zuwendungen in

wirkung mit der Auferlegung von B

»;-J.1\.1....5.igentlichen Fun on der
@

stehende Aussage stellt

ächtigung zum Erlaß von
mit ist insoweit jeden-
htlichung nach Arte 82

tandteil eines Gesetzes
hngsgemäß erlassenen

;(vg1° BSG347 115)
isung

an der Norm—

1

ine?(‘>.)

insbesondere des

enen Rechtsverordnung

@34‚ 115‚ 117)‚ Die
die Abfindungsgelder

aushaltsplänen 1969

inzelplänen ist aber

n für das verxaltungs—
klagten,

nämlich den

und eine daran an—

en Grenzen einhaltende

jeweilige Bundeshaus—

nur die im Haushalts—

iondern bewilligt sie

htigung an die

m Haushaltsplan

n (BVerfG 207 567

353; 20? 1019 102;

e Härte—RL als Ver—

e des Art° 20 Absn GG
ine gesetzliche Regelung

'}
—.J

tungen für den einzelnen

Vergünstigungen durch

esvorbehalt indessen

untrennberer wechsel—

elastungen stehen
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(BVerWG 6, 282, 287; 20, 101, 102; ferner Ossenbühl, Ver—
waltungsvorschriften und Grundgesetz, S. 208 ff mit weiteren

zahlreichen Nachweisen)g '

Ob die als gesetzesergänzende Verwaltungsvorschriften zu
qualifizierenden HärteeRL — schon im Hinblick auf die Rechts-

schutzgarantie des Art° 19 Abs° 4 GG — mit einem Teil—der

neueren Rechtslehre (vgl° Ossenbühl aaO S" 502 ff, 510;

Hans Klein, Festgabe für Ernst Forsthoff zum 65° Geburtstag,

5° 163 ff, 175 ff) über den vom erkennenden Senat in seinem

Urteil vom 17° März 1972 _ 7 RAr 49/69 ; (BSG34, 115) an—
gegebenen Rahmen hinaus in ihrer Wirkung wie Rechtsnormen zu

behandeln sind (vgl„ auch BVerfG 8, 155, 168), deren Anwen—
dung die Gerichte unbeschränkt nachprüfen können, oder ob das

Verwaltungshandeln im Rahmen der Härte—RL nur am Gebot der
Gleichbehandlung aller Bürger und gleicher Sachverhalte

(Art° 3 Abs° 1 GG) zu messen ist, kann dahinstéhen° In jedem

Fall ist der ablehnende Bescheid der Beklagten rechtswidrig

(@ 54 Abs° 2 SGG)°

Geht man von einer Rechtsnormqualität der Härte—RL aus, so
ergibt sich die Rechtswidrigkeit des Bescheides der Beklagten
aus dem Wortlaut, Zusammenhang und Sinn der Härte—RL in Ver—

bindung mit dem Kohleaan° Dem Wortlaut der Vorschriften in

s 1 Abs° 1 und 2 Härte—RList bereits iu entnehmen,dag die
Härte—RL keinen Unterschied zwischen verschiedenen Gruppen

entlassener Arbeitnehmer machen, sondern allein davon aus-

gehen, daß ein Arbeitnehmer aus Anlaß einer Stillegungsmaß—

nahme aus zwingenden betrieblichen Gründen in der Zeit vom

31° Oktober 1966 bis zum 30° März 1967_— die anderen in 5 1

Abs" 2 Härte-RL genannten Zeiten interessieren hier nicht -

von seinem Arbeitgeber entlassen worden ist, Auf den unbe—

stimmten Begriff des "zwingenden betrieblichen Grundes" kann

'die bei der Ablehnung gemachte Einschränkung auf eine be-‘
stimmte, aus Anlaß einer Stillegungsmaßnahme entlassene

Gruppe von Arbeitnehmern nicht gestützt werden° Ein "betrieb—

...12—
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..12..

licher Grund" kann nämlich auchjauf einer stillzulegen—

den Schachtanlage den Arbeitgeber
gezwungen haben, einen

Arbeitnehmer vor dem 310 März 1ä67
zu entlassen, ohne

daß dieser “zwingende betrieblidhe Grund" mit einer Ver—

legung auf eine andere Schachtadlage zusammenhing, also

gerade nicht durch die betrieblichen Verhältnisse einer

anderen — der aufnehmenden —
Schachtänlage zwingend be—

dingt war° Aus dem Wortlaut‚ dem Sinn und dem Zusammen—

hang der Vors„hriften der Härte%RL in Verbindung mit dem

vKohleaan ergibt sich weder‚ daé der "zwingende betrieb—

liche Grund" in erster Linie — wie die Beklagte meint —

in den Verhältnissen eines Betriebes außerhalb des stil l—

zulege nden zu suchen ist, noch äaß ein solcher beim Mt ll

zulege nde etrieb gegeebener Gr$nd nur in Verbindung mit

eine r Verlegung auf eine anderej5chachtanlage rechtserheb—

lich ist° Die gegenteilige Auffassung verkennt insbeson-

dere den Zusarnmenhang der Härte«RL mit dem Kohlean eG°

Wenndie Härte—RLRechtsnormquaiität haben, sind sie
gegenüber dem Kohleaan die ran9niedrigeren Normen° Sie

können diese nicht abändern, sondern
nur ergänzen„ ihre

äuslegung muß sich daher auch am Sinn und Zweck des

Kohleean orientieren° Das Kohleaan begünstigt aber

alle aus Anlaß eine r Stillegungsmaßnahme entlas senen

Arbeitnehmer, sofern sie nach dem 30° März 1967 aus

ihrem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind (@ 30 Abs„ 1
Kohleaan) und die übrigen Voraussetzungen des Abschnitts 11

des Kohleaan erfüllen° Über den Rahmen der @@24 bis 26

Kohleanp6 hinaus ist unerheblich, ob der entlass ne Arbeit—

nehmer zur Gruppe der verlegten oder der endg ült aue

dem mgbau au;geschiedenen Arbeitnehmer gehörte Vom Sinn

und Zweck des mhleaan und den Wortlaut der Härte-RL her

kann auch bei der Regelung der besonderen Härtefälle

nicht danach unterschieden werden‚ ob der "ent1 assene"

«er9bau ausgeschieden 15t„
\

Arbeitnehmer auf eine andere Sdhachtanlage verlegt

werden oder endgültig aus dem
ä

Wenn er gemäß % 2 Härte—RL die übrigen Voraussetzungen
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der 55 24 bis 29 und 31 Kohleaan erfüllt, kann ihm ein Ab—

findungsgeld gewährt werden, sofern seine Entlassung in derv

Zeit vom 31° Oktober 1966 bis 30. März 1967 aus Anlaß einer

Stillegungsmaßnahme aus einem zwingenden betrieblichen Grund

erfolgt ist° Der Begriff der "Entlassung" nach den Härte-RL

ist nicht anders auszulegen als der des Kohleaan° Dem steht‘

nicht entgegen, daß in den Erläuterungen zum Bundeshaushaltse

plan 1969 und 1970 zu Titel 68101 darauf hingewiesen wird,

die AUSnahmebewilligungen dürften die Zahl von 1400 Einzel—,

fällen nicht überschreiten° Abgesehen daVon, daß sch0n im

Bundeshaushaltsplan für 1971 diese Einschränkung weggefallen

ist, hat sie in den'Härte—RL keinen Niederschlag gefunden°

Für sich allein ist sie auch nicht geeignet, von vornherein

die Gewährung von Abfindungsgeldern auf die Gruppe derjeni—

gen in der Zeit vom31° Oktober 1966 bis 30‚ März 1967 ent—
lassenen Arbeitnehmer zu begrenzen, die auf andere Schacht—

anlagen verlegt worden sind„ Da die Beklagte dem Kläger das

Abfindungsgeld schon deshalb versagt hat, weil er nicht zu
dem Personenkreis der auf andere Schachtänlagsn verlegten

Arbeitnehmer gehört, ist der angefdchtene Bescheid bereits

aus diesem Grunde rechtswidrig und muß daher aufgehoben wer—

den, wenn die Härte—RL wie Rechtsnormen zu behandeln Sind°

Auch wenn man mit dem LSG davon ausgeht, daß den Härte—RL

keine Rechtsnormqualität zukommt, ist der angefochtene Be—

‚.scheid — entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts —
rechtswidrig,

Allerdings ist er nicht schon deshalb ermessensmißbräuchlich,

weil die Beklagte über den Antrag, dem Kläger Abfindungsgeld

nach den Härte—RL zu zahlen, nicht selbständig nach ihrem

eigenen Ermessen entscheiden konnte, sondern nach 5 1

Abs. 3 Härte—RL in jedem Einzelfall über die generelle

Regelung in den Härte—RL durch den BMW hinaus an dessen

konkrete Entscheidung gebunden ist; Das Berufungsgericht hat

insoweit zutreffend angenommen, daß beide Entscheidungen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...14...

— die der Beklagten und die des BMW
— als eine Einheit

zu betrachten und entsprechend zu behandeln sind° Der

Bescheid der Beklagten nimmt nämlich die Entscheidung

des BMW in seinen Inhalt auf? so daß diese auch Inhalt

des gegenüber dem Kläger
erlasseäen

Verwaltungsaktes der

Beklagten ist° Für den Kläger ist daher allein dieser

Inhalt des Bescheides der Beklagten von Bedeutung, ohne

Rücksicht darauf? in welchem Umfang die ihm gegenüber
entscheidende Beklagte an interne Weisungen anderer Ver—

waltungsstellen gebunden ist„

Der ablehnende Bescheid der Beklagten ist indessen

rechtswidrig9 weil er aus Anlaß einer Stillegungs-

maßnahme aus zwingenden betrieblichen Gründen in der

Zeit vom 31° Oktober 1966 bis 30° März 1967 entlassene

Arbeitnehmer schon dann von der Zahlung eines Abfindungs-

geldes ausschließt, wenn sie mit der Entlassung nicht

auf eine andere Schachtanlage verlegt werden sind°

Hierin liegt ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungs-

grundsatz (Arto 3 Abs° l GG)° Durch die vom LSG fest-

gestellte9 gegenüber dem Wortlaut der Härte-RL bereits

auf die Gruppe der verlegten entlassenen Arbeitnehmer

eingeschränkte ständige Verwaltungspraxis ist ein Ent—

scheidungsmaßstab entwickelt worden, der mit der Ziel—

setzung des Kohleaan nicht vereinbar ist° Danach

sollten nämlich alle Arbeitnehmer einen finanziellen

Ausgleich für den Verlust des Arbeitsplatzes und für

einen etwaigen Berufswechsel erhalten, wenn ein anderer

zumutbarer Arbeitsplatz nicht zur Verfügung gestellt

werden konnte (vgl° BSG SozR Nr° 2 zu 9 24 Kohleanp6)°

Zu bestimmen9 wer "Entlassener" ist, unterliegt aber
nicht dem Ermessen der Verwaltungo Hierbei handelt es
sich vielmehr um einen aus der Zwecksetzung des Kohleaan

vorgegebenen bestimmten Begriff,}der auch in Härtefällen

von der Verwaltung nicht anders als nach dem Kohleaan

ausgelegt werden darf° Zur Gruppe der Bntlassenen sind
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aber alle Arbeitnehmer zu rechnen, deren Arbeitsverhältnisv

durch einseitige Willenserklärung des Arbeitgebers (Kündigung)

aufgelöst oder unter unzumutbaren Bedingungen fortgesetzt

werden ist (BSG aa0)„ Diese entlassenen Arbeitnehmer können

ohne Rücksicht auf eine Verlegung auf eine andere Schacht—

anlage "aus zwingenden betrieblichen Gründen" aus Anlaß der

Stillegung ihres bisherigen Beschäftigungsbetriebes aUs ihrem

Arbeitsverhältnis schon vor dem Stichtag (31. März 1967) aus—

geschieden sein. Ein Ausschluß der vorzeitig aus zwingenden

betrieblichen Gründen entlassenen, aber nicht verlegten Ar-

beitnehmer von der Härteregelung ist daher eine von der Sache

her nicht gerechtfertigte ungleiche Behandlung gléichgelager-

‚ter Sachverhalte und somit eine Verletzung des Gleichbehand—

lungsgebotes des Art° 3 Abs° 1 G60 Auch wenn man davon aus—
geht, daß die Verwaltung im Ermessensbereich — sei es durch

Verwaltungsanördnungen, sei es durch Verwaltungsübung — die

Entscheidungsmaßstäbe für die Anwendung des Gleichheits—

grundsätzes setzen kann, so findet.diese Befugnis immer
ihre Grenze in der vom Gesetz bestimmten Zielsetzung? der

auch die dem Gesetz nachgeordnete Erm@ssensausübung zur Rege—

lung von Härtefällen durch die Verwaltung zu dienen hat; Die

Verletzung des Gleichheitsgrundsätzes führt zur
RechtSwidrig—

keit des angefochtenen Bescheides; er ist deshalb aufzuheben°

Die Beklagte ist nunmehr verpflichtet? über den Antrag des

Klägers neu zu entscheiden° Bei den Leistungen nach den

Härte—RL — gleichgültig, ob diese Rechtsnormqualität haben

oder nicht — handelt es sich um
solche, auf die kein Rechts—

anspruch besteht (% 1 Abs° 1 letzter Satz Härte—RL)° Bei der—

artigen Leistungen sind die Gerichte grundsätzlich nicht be-

fugt, selbst die Leistung zuzuerkennen, es sei denn‚ daß die

Ablehnung der Leistung unter jedem denkbaren Gesichtspunkt

einen Ermessensmißbrauch der Verwaltungsbehörde darstellen

würde (vgl° BSG 9, 232 ff)° Eine solche Sach— und Rechtslage‚

welche die Verurteilung der Beklagten zur Leistung rechtfer-

tigen könnte7 ist hier nicht gegebeno Da die Beklagte den An—

416-
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trag des Klägers nur deshälb abgelehnt hat, weil er nicht

zu den sogenannten verlegten entlassenen Beschäftigten ge-
hört7 er jedoch den "Entlassenenü im Sinne des Kohleaan

und der Härte—RL zuzurechnen istp wird die Beklagte nunmeh;

zu prüfen haben, ob beim Kläger \in "zwingender betrieb— '

licher Grund" bei der Stillegungiseines bisherigen Be—

schäftigungsbetriebes den Anlaß für die vorzeitige Ent«

lassung gegeben hat° Zur Frage der "Vorzeitigkeit" gehen

übrigens im vorliegenden Falle des LSG und die Revision
jeweils

von unterschiedlichen Zeitpunkten für die Still—

legung der Schachtanlage des Kläéers aus°

Nach allem muß daher die Revision des Klägers Erfolg haben‘

Die Urteile des SG und des LSG sind aufzuheben. Die Be—

klagte ist unter Aufhebung ihres Bescheides verpflichtet,

den Kläger erneut zu bescheiden und sein Begehren auf

Abfindungsgeld nach den Härte—RL nicht schon deshalb ab—

zulehnen, weil er nicht zur Grupge der entlassenen ver—

legten Arbéitnehmer gehört„
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